
 
 

Pressemitteilung 
 

Protestkundgebung gegen die klimaschädlichen Vorhaben 
der neuen CDU-SPD Landesregierung am Donnerstag, 18. Januar 2024 um 

10.30 Uhr, vor dem Landtagsgebäude in Wiesbaden 

 
 

Die in der Koalitionsvereinbarung der neuen hessischen Landesregierung geäußerten 
Vorstellungen zum Frankfurter Flughafen und zum Luftverkehr sind Ausdruck des derzeitigen 
Rollbacks bei wesentlichen Fragen des Klimaschutzes. 
Dort heisst es: 
 
 

„Wir bekennen uns zur Stärkung des Flughafens Frankfurt/Main auf der Basis des 
Planfeststellungsbeschlusses. Wir werden die darin festgelegten Auflagen zum Nachtflugverbot, 
den Betriebskonzepten und Eckwerten beachten und nutzen. Wir wollen den Flughafen in seiner 
Drehscheibenfunktion als Weltflughafen stärken, um Arbeitsplätze zu sichern und neue 
Arbeitsplätze zu schaffen und sehen keine Eingriffe in den Planfeststellungsbeschluss vor. Wir 
werden die Optimierung von An- und Abflugverfahren umsetzen und beziehen die 
Anrainerinteressen über das Forum Flughafen und Region ein.“ 
“ 
 
 

Kurz: alles wie vor 25 Jahren, ohne jede Kenntnisnahme der Klimakrise und der Konsequenzen 
für den Luftverkehr. 
701.000 Flugbewegungen (2019: 510.000) wie im Planfeststellungsbeschluss anvisiert?  
Der nackte Wahnsinn. 
 
 

Absichtserklärungen sind jedoch kein Garant einer Umsetzung gegen den Willen großer Teile der 
Bevölkerung im Rhein-Main-Gebiet. Der Widerstand gegen den Ausbau des Flughafens und 
seiner gesundheits- und klimaschädlichen Auswirkungen wird sich auch nicht per 
„Koalitionsvereinbarung“ aus der Welt schaffen lassen, das müssten CDU und SPD 
eigentlich wissen. 
 
 

Nachtflugverbot von 22.00 Uhr bis 6.00 Uhr! 
Kurzstreckenflüge untersagen! 
Kein Flughafenausbau! Schluss mit der Hubfunktion! 
 

 
BBI-Sprecher*innen-Team 
www.flughafen-bi.de 
 
Bündnis der Bürgerinitiativen im Rhein-Main-Gebiet gegen die schädlichen Auswirkungen des 
Luftverkehrs, gegen Flughafenausbau – für Nachtflugverbot 22-6 Uhr (BBI) 

 
 

http://www.flughafen-bi.de/

